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Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 

sind gemeinnützige Vereine zu einer unpoliti-
schen Haltung verpflichtet? Nein, sagt der Nie-
dersächsische Finanzminister. Wir stellen Ihnen 
seine Botschaft vor. Darüber hinaus geht es um 
die Abgrenzung zwischen Zweckbetrieb und 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb bei von ei-
nem Sportverein organisierten Jugendreisen. Der 
Steuertipp beleuchtet Ausnahmen vom Grund-
satz der zeitnahen Mittelverwendung. 

Demokratie  

Gemeinnützigkeit und politisches  
Engagement sind miteinander vereinbar 

Die politische Betätigung von gemeinnützigen 
Vereinen ist immer wieder ein Streitpunkt. Kürz-
lich hat sich der Finanzminister von Niedersach-
sen, Gerald Heere, zu dieser Frage geäußert. 

Steuerrechtlich begünstigte Organisationen seien 
mitnichten zu einer unpolitischen Haltung ver-
pflichtet. Politische Äußerungen seien ausdrück-
lich zulässig, wenn sie sich aus dem steuerlich 
begünstigten Zweck ergäben, diesem klar unter-
geordnet seien und die parteipolitische Neutralität 
gewahrt bleibe. Zum Beispiel könnten sich Um-
weltschutzorganisationen zu umweltpolitischen 
Themen äußern, Wohlfahrtsverbände zur Sozial-
politik und der Flüchtlingsrat zu Fragen der Mi-
grationspolitik. All das stehe nicht im Wider-
spruch zu ihrer steuerlichen Gemeinnützigkeit. 
Selbst einzelne tagespolitische Stellungnahmen 
außerhalb der steuerbegünstigten Satzungszwe-
cke seien zulässig. So könne etwa ein Sportverein 
einen Aufruf für Klimaschutz oder gegen Ras-
sismus starten. Allgemein gelte darüber hinaus, 
dass ein Verstoß nicht sofort und in jedem Fall zu 

einer Aberkennung der Gemeinnützigkeit führe. 
Hier sei stets der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit anzuwenden. 

Das geltende Recht habe sich bewährt und sei in 
der Umsetzung unproblematisch. Das Finanzmi-
nisterium Niedersachsen habe die aktuelle Debat-
te dennoch zum Anlass genommen, um die Fi-
nanzverwaltung noch einmal auf die etablierten 
und bewährten Grundsätze des Gemeinnützig-
keitsrechts hinzuweisen. Dies solle vor allem 
den betroffenen Organisationen die nötige Si-
cherheit geben, damit sie ihr zivilgesellschaftli-
ches Engagement fortsetzten. 

Hinweis: Zu hoffen bleibt, dass auch die Fi-
nanzämter in anderen Bundesländern die 
Grundsätze des Gemeinnützigkeitsrechts un-
parteiisch und mit dem nötigen Augenmaß 
prüfen. Wenn Sie Probleme hinsichtlich einer 
(vermeintlich) unzulässigen politischen Betä-
tigung mit Ihrem Finanzamt haben, sprechen 
Sie uns gerne an. 
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Jugendarbeit  

Können gemischte Aufwendungen ver-
deckte Gewinnausschüttungen sein? 

Im Profifußball werden Spieler der Jugendmann-
schaften in Nachwuchsleistungszentren (NLZ) 
ausgebildet. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich 
mit der Frage befasst, ob die Finanzierung eines 
NLZ und die Ausgabe von Freikarten an Spieler 
des NLZ als verdeckte Gewinnausschüttungen 
(vGA) zu qualifizieren sind. 

Hinweis: Eine vGA ist anzunehmen, wenn bei 
einer Körperschaft (z.B. GmbH) eine Vermö-
gensminderung oder verhinderte Vermögens-
mehrung eintritt, die durch das Gesellschafts-
verhältnis veranlasst ist, sich auf die Höhe des 
Gewinns auswirkt und in keinem Zusammen-
hang mit einer offenen Ausschüttung steht. 
Von einer Veranlassung durch das Gesell-
schaftsverhältnis ist auszugehen, wenn die 
Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter einen 
Vermögensvorteil zuwendet, den sie bei der 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaft 
handelnden Geschäftsleiters einem Nichtge-
sellschafter nicht gewährt hätte. 

Ein gemeinnütziger Sportverein war alleiniger 
Gesellschafter der Klägerin. Die Klägerin ist eine 
nichtsteuerbefreite GmbH, die sich unter anderem 
am (Profi-)Fußballsport innerhalb der Lizenzli-
gen des DFB beteiligt. Entsprechend den Anfor-
derungen der Lizenzierungsordnung der DFL un-
terhielt die Klägerin ein NLZ, in dem auch die 
Jugendfußballmannschaften U12 bis U16 betreut 
und trainiert wurden. 

Nach einer Außenprüfung ging das Finanzamt 
davon aus, dass die Kostentragung (Kosten des 
NLZ), soweit sie auf die Mannschaften U12 bis 
U16 entfalle, als Förderung des ideellen und 
nichtunternehmerischen Tätigkeitsbereichs des 
Vereins anzusehen sei, was steuerrechtlich als 
vGA qualifiziere. Die Jugendfußballmannschaf-
ten U12 bis U16 seien nicht der Klägerin, son-
dern zwingend dem ideellen Bereich des Ver-
eins zuzuordnen. Daher habe auch die Überlas-
sung von Freikarten an die U12- bis U16-Spieler 
des NLZ jeweils eine vGA ausgelöst. 

Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen gerich-
teten Klage statt. Der BFH hat die Revision des 
Finanzamts als unzulässig zurückgewiesen, weil 
das Urteil des FG keine Rechtsfehler aufweise. 
Das FG hatte bei der Beurteilung der Veranlas-
sungszusammenhänge im Wesentlichen darauf 
abgestellt, dass der geschäftliche Hauptzweck der 
GmbH die Teilnahme der Profimannschaften an 
den Lizenzligen gewesen sei. Zur Erreichung 
dieses Zwecks sei jedoch nach den verbands-
rechtlichen Vorgaben der Betrieb eines NLZ er-

forderlich gewesen. Ein ordentlicher und gewis-
senhaft handelnder Geschäftsleiter hätte ein sol-
ches Zentrum betrieben. Demgegenüber habe es 
für die Verfolgung des gemeinnützigen Zwecks 
des Gesellschafters der Klägerin des Betriebs ei-
nes NLZ nicht bedurft. Maßgeblich habe das 
NLZ nicht der Förderung des Breitensports, son-
dern dem Erwerb der Spielberechtigung für die 
Ligamannschaften der Klägerin gedient. Dass die 
U12- bis U16-Mannschaften noch nicht im Pro-
fibereich einsetzbar seien, ergebe sich aus den 
Vorgaben der DFL (Jugendschutz). 

5 € Stundenlohn  

Ehrenamtliche Tätigkeit im Museum ist 
nicht sozialversicherungspflichtig 

Wer in einem gemeinnützigen Museum tätig wird 
und dafür einen geringfügigen Stundenlohn er-
hält, übt eine ehrenamtliche Tätigkeit aus ideel-
len Zwecken aus. Das Landessozialgericht Hes-
sen (LSG) hat entschieden, dass es sich bei der 
Zahlung um eine Aufwandsentschädigung und 
nicht um ein Arbeitsentgelt handelt, für das Sozi-
alversicherungsbeiträge zu entrichten wären. 

Der Kläger ist ein gemeinnütziger Verein, der ein 
Museum betreibt und vier Personen, die abwech-
selnd im Bereich des Einlasses und der Kasse tä-
tig waren, einen Stundenlohn von 5 € gezahlt hat-
te. Die Deutsche Rentenversicherung bewertete 
die über die Ehrenamtspauschale von damals 
720 € jährlich (aktuell 840 €) hinausgehenden 
Beträge als Arbeitsentgelt und forderte Sozial-
versicherungsbeiträge von fast 13.000 € nach. 

Das LSG hingegen hat eine Beitragspflicht ver-
neint, weil es sich lediglich um pauschale Auf-
wandsentschädigungen gehandelt habe, mit de-
nen Fahrtkosten und Verpflegung hätten abgegol-
ten werden sollen. Die Vergütung von 5 € pro 
Stunde lag erheblich unter dem Mindestlohn und 
blieb evident hinter einer adäquaten Gegenleis-
tung für die Tätigkeit zurück. Dass die Zuwen-
dungen die Ehrenamtspauschale überschritten 
hatten, war für das Gericht unbeachtlich. Da die 
betroffenen Personen ihren Lebensunterhalt über 
anderweitige Einkunftsquellen gesichert hatten 
(insbesondere über Renten), konnte ein Miss-
brauchsfall ausgeschlossen werden. 

Hinweis: Die Revision gegen die Entschei-
dung wurde zugelassen. 

Geldauflagen  
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Wer bei einer Insolvenzanfechtung in 
Anspruch zu nehmen ist 

Ermittlungs- oder Strafverfahren können gegen 
Zahlung einer Geldauflage eingestellt werden. 
Häufig kommen steuerbegünstigte Vereine in den 
Genuss solcher Zahlungen. Problematisch kann 
es werden, wenn der Straftäter insolvent wird, 
nachdem er die Zahlung an den Verein geleistet 
hat. Denn in diesem Fall kommt das Instrument 
der Insolvenzanfechtung zum Einsatz. 

In einem vom Oberlandesgericht Frankfurt/Main 
(OLG) entschiedenen Fall sollten Leistungsemp-
fänger einer solchen Geldauflage unter anderem 
das beklagte Land Hessen und drei gemeinnüt-
zige Einrichtungen sein. Finanziert hatte der 
Anklagte diese Zahlungen mit mehreren Darle-
hen. Der Kläger ist der Insolvenzverwalter über 
das Vermögen des Schuldners und begehrte diese 
Zahlungen zurück. 

Das OLG hat entschieden, dass auch von der 
Strafjustiz beschlossene Geldauflagen insolvenz-
rechtlich angefochten und zurückgefordert wer-
den können. Das Land ist dabei auch für Zahlun-
gen, die nicht der Landeskasse, sondern gemein-
nützigen Einrichtungen zugutekommen, richtiger 
Anfechtungsgegner. Eine insolvenzrechtlich re-
levante Rechtsbeziehung bestehe trotz einer 
Geldauflage für eine gemeinnützige Einrichtung 
nur zwischen dem Angeklagten eines Strafverfah-
rens und der Strafjustiz des Landes. 

Wettbewerbsklausel  

Wie von einem Sportverein organisierte 
Jugendreisen einzuordnen sind 

Von Sportvereinen organisierte Jugendreisen gel-
ten als steuerbegünstigte Zweckbetriebe, wenn 
die Ausübung von Sport im Mittelpunkt steht. 
Überwiegt jedoch der Freizeitcharakter einer Rei-
se, ist sie als wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
einzuordnen, wie eine Entscheidung des Finanz-
gerichts Hamburg (FG) zeigt. 

Im Streitfall hatte ein Verein - wie schon in den 
Vorjahren - eine viertägige Jugendreise durchge-
führt. Am Zielort fanden jährlich internationale 
Jugendbegegnungen statt. Die jugendlichen Rei-
seteilnehmer im Alter zwischen 14 und 18 Jahren 
wohnten bei Gasteltern und nahmen an diversen 
lokalen sportlichen und kulturellen Programm-
punkten teil. Der Verein ordnete diese Reise als 
Zweckbetrieb ein, während das Finanzamt nach 
einer Betriebsprüfung von einem wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb ausging. 

Das FG hat dem Finanzamt Recht gegeben. Die 
Reise habe zwar dem Satzungszweck des Vereins 

(Förderung der Jugendhilfe) gedient, das Angebot 
der Jugendreise durch den Verein sei aber gene-
rell geeignet, andere Anbieter zu verdrängen. Der 
Satzungszweck Jugendarbeit könne nicht nur 
durch den Zweckbetrieb Jugendreise erreicht 
werden. Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 
Jugendreise trete zu nichtbegünstigten Betrieben 
derselben Art in größerem Umfang in Wettbe-
werb, als es zur Erfüllung der steuerbegünstigten 
Zwecke unvermeidbar gewesen sei. 

Hinweis: Die Abgrenzung zwischen Zweck-
betrieb und wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb 
ist insbesondere im Hinblick auf die Wettbe-
werbsklausel nicht immer einfach. Nutzen Sie 
unser Beratungsangebot! 

Sportunterricht  

Schüler-AGs von Sportvereinen gelten 
als Zweckbetrieb 

Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins 
sind ein Zweckbetrieb, wenn die Einnahmen ein-
schließlich Umsatzsteuer insgesamt 45.000 € im 
Jahr nicht übersteigen. Führen Sportvereine in 
Schulen Sportunterricht durch, stellt das eine 
sportliche Veranstaltung in diesem Sinne dar. 
Dies gilt unabhängig von der Ausgestaltung der 
Leistungsbeziehungen 

• sowohl dann, wenn die Sportvereine ihre 
Sportangebote unmittelbar gegenüber den 
Schülern anbieten,  

• als auch, wenn die Sportvereine in einer Leis-
tungsbeziehung mit den Schulen stehen und 
mit der Durchführung des Sportunterrichts in 
das Betreuungsangebot der jeweiligen Schule 
eingebunden sind. 

Das hat die Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main 
kürzlich klargestellt. 

Kündigung  

Anderweitiger Verdienst eines Trainers 
muss angerechnet werden 

Trennt sich ein Verein von seinem Trainer, ist 
Streit manchmal vorprogrammiert - insbesondere, 
wenn es um Geld geht. Eine besondere Konstella-
tion lag einem Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Rheinland-Pfalz (LAG) zugrunde. 

Eine Ex-Trainerin hatte einen Verein auf Zahlung 
nichtgeleisteter Vergütungen verklagt. Dem 
Anspruch der Trainerin hielt der Verein entgegen,
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sie sei schon für einen anderen Verein tätig ge-
wesen. Die von diesem gezahlte Vergütung müs-
se sie sich anrechnen lassen. Der beklagte Verein 
hatte den Vertrag im Oktober 2022 gekündigt, die 
Vergütung aber noch bis November 2022 gezahlt. 
Ab November 2022 war die Trainerin für einen 
anderen Verein tätig und erhielt monatlich eine 
Pauschalvergütung von 250 €. Am 01.01.2023 
schloss sie einen Vertrag mit einem weiteren 
Verein als Übungsleiterin im Rahmen einer ge-
ringfügigen Beschäftigung. Das Arbeitsverhältnis 
begann am 01.01. und war auf den 30.04.2023 
befristet. Die Anzahl der wöchentlichen Übungs-
stunden wurde auf vier, die monatliche Pauschal-
vergütung auf 200 € festgelegt. 

Von dem beklagten Verein verlangte die Klägerin 
vor dem Arbeitsgericht eine Zahlung von (7 x 
450 € =) 3.150 €. Zugesprochen wurden ihr aber 
nur 850 € (450 € für Dezember 2022 und für Mai 
und Juni 2023 jeweils 200 €). Die Berufung der 
Klägerin vor dem LAG hatte keinen Erfolg. Die 
Trainerin muss sich die Zahlungen des anderen 
Vereins anrechnen lassen. Dieser anderweitige 
Verdienst wurde erst durch das Freiwerden von 
der bisherigen Arbeitspflicht ermöglicht. 

Hinweis: Anzurechnen ist das, was ein Ar-
beitnehmer durch anderweitige Tätigkeit er-
worben hat. Der Arbeitnehmer soll nicht mehr 
erhalten, als er bei normaler Abwicklung des 
Arbeitsverhältnisses erhalten hätte. 

Steuertipp  

Welche Rücklagen Sie bilden dürfen 

„Geld muss fließen“, heißt es nicht nur im 
Volksmund, sondern auch bei gemeinnützigen 
Vereinen. Das Gesetz gebietet eine zeitnahe Mit-
telverwendung. Das bedeutet, dass alles, was Ih-
rem Verein zufließt, bis spätestens Ende des 
übernächsten Jahres nach dem Zufluss für die 
steuerbegünstigten Zwecke verwendet worden 
sein muss. Von diesem Grundsatz gibt es aber 
Ausnahmen, die das Finanzministerium Sachsen-
Anhalt zusammengefasst hat. 

Hinweis: Zur zeitnahen Mittelverwendung 
sind nur Vereine mit jährlichen Einnahmen 
von mehr als 45.000 € verpflichtet. 

Eine Ausnahmeregelung zum Gebot der zeitna-
hen Mittelverwendung lässt unter bestimmten 
Voraussetzungen zu, dass ein Verein seine Mittel 
ganz oder teilweise einer Rücklage zuführt. Die 
Mittel können - solange die Rücklage fortbesteht 
- im Rahmen der Vermögensverwaltung angelegt 
werden und stehen für Vermögensumschichtun-
gen zur Verfügung. 

Hinweis: Bei der Rücklagenbildung müssen 
Sie nachweisen, dass Sie diese in zulässiger 
Weise gebildet haben. Für Nachweiszwecke 
reicht es aus, wenn die Rücklagen aus einer 
Nebenrechnung ersichtlich sind.  

Eine wichtige Rolle spielen zweckgebundene 
Rücklagen („Projektrücklagen“), mit denen für 
ein bestimmtes Projekt Mittel angespart werden. 
Hierfür gelten folgende Voraussetzungen: Die 
Mittel müssen nachweislich für bestimmte Vor-
haben zur Verwirklichung der Satzungszwecke 
angesammelt werden. Für die Durchführung 
müssen konkrete Zeitvorstellungen bestehen. 
Grundsätzlich sollte ein Zeitraum von sechs Jah-
ren nicht überschritten werden. 

Für laufende - periodisch wiederkehrende - Aus-
gaben (z.B. Miete, Löhne, Versicherungen etc.) 
können Sie eine Betriebsmittelrücklage bilden. 
Diese kann den Bedarf von maximal einem Ge-
schäftsjahr abdecken. 

Darüber hinaus können Vereine ihre Mittel auch 
einer Wiederbeschaffungsrücklage zuführen. 
Voraussetzung ist, dass das Wirtschaftsgut, das 
wiederbeschafft werden soll, zur Verwirklichung 
der steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwecke 
erforderlich ist (z.B. ein Mannschaftsbus). Zudem 
muss tatsächlich eine Neuanschaffung des einzel-
nen Wirtschaftsguts geplant und in einem ange-
messenen Zeitraum möglich sein. Im Regelfall 
reicht als Nachweis (außer bei Immobilien) für 
die Wiederbeschaffungsabsicht aus, dass die 
Rücklage gebildet wurde. Grundsätzlich wird 
diese Rücklage in Höhe der Abschreibungen ge-
bildet - es sei denn, das Ersatzwirtschaftsgut ist 
teurer als das ursprüngliche oder die Wiederbe-
schaffungskosten sind gestiegen. 

Schließlich dürfen Mittel auch einer freien 
Rücklage zugeführt werden, deren Verwendung 
der Verein zum Zeitpunkt der Rücklagenbildung 
noch nicht festlegen muss. In diese Rücklage dür-
fen 10 % der Mittel und 1/3 des Überschusses aus 
der Vermögensverwaltung (Zinsen etc.) einge-
stellt werden. 

Hinweis: Die Finanzämter prüfen genau, ob 
die Voraussetzungen für die Bildung von 
Rücklagen erfüllt sind. Nutzen Sie unser Bera-
tungsangebot, um zum einen Ihre Möglichkei-
ten auszuschöpfen und zum anderen, um auf 
der sicheren Seite zu sein! 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 


